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Reinickendorf steigt aus dem Chipkartensystem für Flüchtlinge aus –
Spandau nun einziger verbliebener Bezirk

Am 22. November verkündete der Sozialstadtrat von Reinickendorf, Balzer (CDU), im
Sozialausschuss überraschend, dass die Sozialverwaltung des Bezirkes am 15. November den
Vertrag mit der Firma SODEXHO, die das Chipkartensystem für Flüchtlinge betreibt,
gekündigt hat. Das bedeutet, dass ab dem 15. Februar auch in Reinickendorf Bargeld an alle
Flüchtlinge ausgezahlt wird.
Reinickendorf ist Nachzügler in einer Entwicklung, die im Juli 2003 begann, als die
Sozialverwaltung des Landes Berlin ihren Vertrag mit SODEXHO kündigte. In der Folge
stiegen auch die Bezirke Mitte, Tempelhof/Schöneberg und Neukölln aus ihren jeweiligen
Umsetzungen des Sachleistungsprinzips aus und zahlten Bargeld aus. Nur Reinickendorf und
Spandau hielten am Chipkartensystem fest. Wenn Reinickendorf nun aussteigt, haben wir also
die Situation, dass es nur in Spandau eine Sonderregelung für Flüchtlinge gibt.
Die jetzige Entscheidung der Sozialverwaltung ist insofern überraschend, als es in der
Reinickendorfer BVV mehrfach Anträge gab, das Chipkartensystem abzuschaffen, die immer
von der CDU und der FDP niedergestimmt wurden. Namentlich Herr Balzer sah die
Flüchtlingspolitik wohl bisher als Möglichkeit, sich als „harter Hund“ innerhalb der CDU zu
profilieren und gab sich persönlich davon überzeugt, das Chipkartensystem auch dann
fortführen zu müssen, wenn alle anderen schon ausgestiegen seien. Nun hat Herr Balzer einen
Teil der Argumentation der GegnerInnen des Systems übernommen: In der
Sozialausschusssitzung gab er als Begründung für die jetzige Entscheidung an, dass es nur
wenige Akzeptanzstellen für die Chipkarten gibt, so dass die EmpfängerInnen der Chipkarten
für ihre Einkäufe zu langen Wegen gezwungen sind, was zusätzliche Fahrtkosten mit sich
bringe.
Was Herr Balzer sagt, ist nicht falsch: Seit 2003 ist die Zahl der Läden in Berlin, die die
SODEXHO-Karte akzeptieren, von über 80 auf heute etwa 20 gesunken. In großen Teilen
Berlins, so im kompletten Südosten, gibt es solche Läden gar nicht mehr. Das ist jedoch nur
ein Teil der Probleme, die dieses diskriminierende System für die betroffenen Flüchtlinge mit
sich bringt. Es geht hier prinzipiell um ein System, das Menschen aufgrund ihrer Herkunft
schlechter behandelt als andere, also um eine rassistische Diskriminierung.
Mit den Chipkarten können in den wenigen Läden nur bestimmte Waren, nämlich
„Nahrungsmittel, Körperpflegeartikel und Haushaltsgegenstände“ erworben werden.
Alkoholika und Zigaretten dürfen nicht gekauft werden, auch keine Druckerzeugnisse; vor
allem aber können sämtliche Dienstleitungen, angefangen von BVG-Fahrscheinen über Porto-
und Telephonkosten bis hin zu den für Flüchtlinge im Asylverfahren natürlich unerlässlichen
Anwältinnen oder Anwälten nicht bezahlt werden. Das Chipkartensystem beinhaltet noch
viele weitere kleine und große Schikanen, so kann man z.B. mit den Karten nicht sparen: Sie
werden einmal im Monat im zuständigen Sozialamt aufgeladen; ist zu diesem Zeitpunkt noch
Guthaben auf der Karte, so verfällt dies.
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Erfolg für die GegnerInnen des Chipkartensystems

Von vielen Seiten hat es in den vergangenen Jahren Druck auf die Bezirke Reinickendorf und
Spandau gegeben, diese rassistische Diskriminierung zu beenden. Ohne diesen Druck wäre es
zweifelsohne nicht zu dieser Entscheidung Balzers gekommen. Wir begrüßen diese
Entscheidung und bewerten sie als Erfolg für uns.
Als Initiative gegen das Chipkartensystem engagieren wir uns seit bald sechs Jahren gegen
diese rassistische Sonderregelung. Unter anderem organisieren wir PatInnenschaften, d.h.,
UnterstützerInnen gehen mit Flüchtlingen einkaufen. Bezahlen mit ihren Chipkarten und
geben ihnen den entsprechenden Betrag in bar wieder. Doch nicht nur wir vermitteln solche
PatInnenschaften; esist in den letzten Jahren ein nicht überschaubares Netz der Solidarität
entstanden. Deswegen kann davon ausgegangen werden, dass nahezu alle vom
Chipkartensystem betroffenen Flüchtlinge eine Möglichkeit haben, ihre Karte gegen Bargeld
zu tauschen. Das müssen sie auch, denn es ist faktisch nicht möglich, ohne Bargeld in Berlin
zu überleben. Das alles ist den zuständigen PolitikerInnen natürlich auch bekannt – das
weitere Festhalten an diesem System im Bezirk Spandau muss als Mischung aus trotzigem
Rechthabenwollen und blankem Rassismus bewertet werden.

Und Spandau?
Am 19. Oktober veranstalteten der Migrations- und Integrationsbeirat Spandau und die
Initiative gegen das Chipkartensystem gemeinsam eine Diskussionsveranstaltung zum Thema
„Chipkarten für Flüchtlinge in Spandau“, an der u.a. VertreterInnen aller Fraktionen und
Gruppen der Spandauer BVV teilnahmen. In der Diskussion sprachen sich die VertreterInnen
von SPD, PDS und AL/Grünen für die sofortige Bargeldauszahlung aus, nur die Vertreter von
CDU und FDP, die in der BVV die Mehrheit stellen, bestanden auf dem Chipkartensystem.
Jetzt, nur wenige Wochen später, sieht auch die Reinickendorfer CDU ein, dass dieses System
nicht mehr aufrechtzuerhalten ist. Auch wenn die Gründe, die Herr Balzer nennt, natürlich nur
ein kleiner Teil der tatsächlich gegen das Chipkartensystem sprechenden Punkte ist, so sind
sie ja richtig und werden für die verbliebenen, von Spandau verwalteten Flüchtlinge noch
gravierender werden: Es ist mit Sicherheit davon auszugehen, dass nun weitere Läden aus
diesem System aussteigen werden, so dass es kaum noch möglich sein wird, mit diesen
Karten einzukaufen. In Spandau selbst z.B. akzeptiert schon jetzt nur noch ein Supermarkt,
der Minimal in der Goltzstraße, die SODEXHO-Karten.
Wir hoffen sehr, dass die Spandauer LokalpolitikerInnen möglichst bald zur Vernunft
kommen, dem Beispiel ihrer Reinickendorfer KollegInnen folgen und den Vertrag mit
SODEXHO ebenfalls kündigen. Bis dahin werden wir, die Initiative gegen das
Chipkartensystem, aber gemeinsam mit unseren UnterstützerInnen und den Betroffenen eine
gezielte Kampagne in Spandau fahren.
Beginnen werden wir diese am 10. Dezember mit einem öffentlichen antirassistischen
Einkauf im Minimal in der Goltzstraße 15 in Spandau. Hier werden wir zum einen gegen das
Chipkartensystem protestieren, zum anderen werden wir offen zeigen, wie weitgehend es
heute schon obsolet ist, indem wir mit den Karten von Flüchtlingen einkaufen gehen und
ihnen das Bargeld geben.
Nachdem die PatInnenschaften, die bisher an Flüchtlinge, die vom Bezirksamt Reinickendorf
verwaltet wurden, jetzt ja auslaufen werden, sind wir uns sicher, dass es uns möglich sein
wird, jedeN ChipkartenempfängerIn vom Bezirksamt Spandau mit einer PatInnenschaft zu
versorgen. Deswegen wäre alles andere als eine baldige Abschaffung des Chipkartensystems
auch in Spandau eine absolut nicht nachvollziehbare Entscheidung.


